
duktionsbetrieb über, jedoch sind Ausnahmen in dieser 
Beziehung mit ministerieller Genehmigung zulässig. Sie 
verkaufen grundsätzlich nur die Erzeugnisse ihres 
eigenen Betriebes, soweit nicht das diesem Betriebe 
übergeordnete Ministerium auch den Verkauf von Er­
zeugnissen anderer branchengleicher oder -ähnlicher 
volkseigener Betriebe vorschreibt. Die wichtige Aufgabe

der Industrieläden ist die Herstellung einer unmittel­
baren Verbindung zwischen Produzent und Ver­
braucher; demgemäß haben, sie Wünsche und An­
regungen der letzteren ihrem Betrieb laufend weiter­
zugeben und die Wirtschaftsverwaltung über die Er­
fahrungen in der Bedarfsforschung regelmäßig zu in­
formieren. , (Schluß folgt in Heft 17)

Gegen die Technisierung von Recht und Rechtstheorie
Ein Beitrag zum wissenschaftlichen Meinungsstreit

Von Dr. HERMANN KLENNER, Dozent an der Juristischen Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin

In der Wissenschaftlichen Zeitschrift der Technischen 
Hochschule Dresden (Bd. 4, 1954/55, S. 141—144 und 
331—338) hat Dozent Dr. jur. Herbert G r a f e  zwei Artikel 
unter der Überschrift „Technik und Recht“ und „Sicher­
heit und Toleranz“ veröffentlicht, in denen er es unter­
nimmt, das Verhältnis von technischen zu juristischen 
Erscheinungen zu untersuchen. Die Grundthesen sowie 
einige der in diesen Arbeiten gezogenen Konsequenzen 
dürfen nicht unwidersprochen bleiben, zumal die reich­
liche Zitierung marxistischer Literatur den Eindruck er­
wecken könnte, daß auch die Ergebnisse der Unter­
suchungen marxistisch sind.

Der von Grafe behandelte Problemenkreis ist ein von 
der Rechtstheorie bisher nicht behandelter, wohl aber 
behandelnswerter Fragenkomplex; zweifellos liegt in 
der Themenwahl ein Verdienst des Autors. So dürfte 
beispielsweise die Wichtigkeit von Erörterungen über 
die Förderung der Technik durch das Urheber- und Er­
finderrecht, über den Einfluß des Arbeitsrechts auf die 
Entwicklung technisch begründeter Arbeitsnormen auf 
der Hand liegen. Unter — offensichtlich gewolltem — 
Verzicht auf Ergebnisse, die unmittelbar unserer Praxis 
zugute kommen, hat Grafe sich vorgenommen, Gemein­
samkeiten zwischen technischen und juristischen Er­
scheinungen herauszuarbeiten, die für alle Zeiten und 
Gesellschaftsordnungen Gültigkeit haben. Da Grafe 
aber nicht von den grundlegenden U n t e r s c h i e d e n  
zwischen Technik und Recht ausgeht, sondern sich von 
vornherein auf die sicher zweitrangigen Gemeinsam­
keiten konzentriert, da er weiterhin sich begnügt, in der 
von Juristen und Technikern geübten Verwendung 
solcher Wörter wie: „Norm“, „Sicherheit“, „Toleranz“ 
u. ä. formale Ähnlichkeiten aufzudecken, umgeht er die 
eigentliche Problematik, nämlich die wechselseitigen 
Beziehungen zwischen Technik und Recht, deren Er­
örterung Voraussetzung praktischer Konsequenzen ist. 
Von Vorhandensein und Richtigkeit praktischer Kon­
sequenzen hängt aber der Wert einer wissenschaftlichen 
Arbeit ab. Wenn der Vergleich von Bedeutungsähnlich­
keiten eines Wortes in verschiedenen Bereichen (z. B. 
Prophylaxis in der Medizin und in der Justizarbeit) statt 
als philologische als gesellschaftswissenschaftliche Auf­
gabe behandelt wird, führt das zu Spielereien, deren 
Gefährlichkeit in der Verdeckung der eigentlichen Auf­
gaben besteht. Die Aufbauschung einer Scheinproble­
matik erschwert die Lösung der wirklichen Probleme.

Während die Technik naturwissenschaftliche Erkennt­
nisse in den Dienst der Produktion stellt, steht das 
Recht im Dienst einer Gesellschaftsklasse; mit ihm soll 
der ganzen Gesellschaft allgemeinverbindlich der Wille 
dieser Klasse aufgezwungen werden. Technik hat es mit 
Naturgesetzen zu tun, die unabhängig vom Willen des 
Menschen existieren. Das Recht ist die Gesamtheit der 
normierten Willensäußerungen einer Klasse, es enthält 
subjektive Gesetze, von Menschen und für Menschen, 
nicht für die Natur, sondern für die Gesellschaft er­
lassen. Technik erstrebt Erhöhung und Verbesserung 
der Produktion, das Recht hilft der produktionsmittel­
besitzenden Klasse, sich das Produktionsergebnis anzu­
eignen. Technik erfordert die Kenntnis der Natur­
gesetze, deren sachkundige Anwendung sie bezweckt; 
das Recht ist nur im Sozialismus ein Mittel, die ökono­
mischen Gesetzmäßigkeiten bewußt durchsetzen zu 
helfen, während die Ausbeuter teilweise das Recht sogar 
dazu benutzen, das ökonomische Entwicklungsgesetz der 
Gesellschaft zu hemmen. 'Ziel der Technik ist die 
Weiterentwicklung der Produktivkräfte, während das

Recht unter Umständen (z. B. in den Verfallsperioden 
der Ausbeutergesellschaften) die Entwicklung der Pro­
duktivkräfte dadurch hemmt, daß es Produktions­
verhältnisse schützt, deren Vorhandensein die Entwick­
lung der Produktivkräfte einengt. Wie man sieht, 
können Technik und Recht entgegengesetzte Ziele 
haben, und daher müssen Vergleiche zwischen diesen 
beiden Kategorien im Formalen stecken bleiben und zu 
verkehrten Konsequenzen führen, wenn nicht stets 
differenziert wird zwischen Ausbeuter- und sozialisti­
schem Recht, zwischen dem Recht in der Anfangs- und 
der Endphase einer Gesellschaftsordnung.

Vor allem aber sind die Hinweise Stalins zu beachten, 
daß der Überbau mit der Produktion nur indirekt, ver­
mittels der Basis, also das Recht mit der Produktions­
tätigkeit des Menschen (deren Verbesserung die Technik 
bezweckt) nur mittelbar, nur vermittels der ökono­
mischen Struktur der Gesellschaft verbunden, also die 
gegenseitige Beeinflussung von Technik und Recht nur 
über die Produktionsverhältnisse möglich ist1).

Obschon Grafe diese Auffassung kennt (S. 143 r. Sp.), 
setzt er sich zum Ziel, durch eine „ u n m i t t e l b a r e  
Gegenüberstellung“ der Aufgaben, Voraussetzungen, 
Mittel und Wege von Technik und Recht zur „Vertiefung 
unserer Einsicht in das Wesen ... dieser gesellschaft­
lichen Lebensbereiche beizutragen“ (S. 141 1. Sp.). For­
mulierungen wie: Technik und Recht seien „verschie­
dene Wirkungsbereiche der gleichen Sache“ (ebenda), 
Technik sei das „Außenverhältnis“, Recht das „Innen­
verhältnis“ der Gesellschaft (S. 143 r. Sp.) sind freilich 
zu einer Klärung der Problematik ungeeignet: sie des­
orientieren.

Wenn Technik und Recht unmittelbar verbunden 
wären und ein direkter Einfluß des Entwicklungs­
standes der Produktivkräfte auf den Charakter des 
Rechts bestünde, hätte das Recht der Vereinigten Staa­
ten von Amerika im Jahre 1918 höherwertig sein 
müssen als das Recht des jungen Sowjetstaates, dessen 
Produktivkräfte damals zweifellos unentwickelter 
waren; der Entwicklungsstand der Produktivkräfte im 
Westen und im Osten unserer Heimat dürfte nur un­
wesentlich verschieden sein, das Recht aber ist bei 
uns von grundsätzlich anderem Charakter als das Recht 
in Westdeutschland.

Wie man sieht, führt die unmittelbare Unterord­
nung des Rechts unter die Technik zu einer Leugnung 
des Klassencharakters des Rechts, seiner bekanntlich 
wesentlichsten Eigenschaft. Und um dieser Gefahr 
willen ist es m. E. notwendig, den Thesen Gräfes Auf­
merksamkeit zu schenken, obschon er sich nicht bis 
zu der Schlußfolgerung versteigt, daß der Charakter 
des Rechts vom Entwicklungsstand der Produktivkräfte 
bestimmt wird. Aber daß Grafe den Klassencharakter 
des Rechts lediglich zitiert (S. 143 1. Sp.), jedoch nicht 
berücksichtigt, wenn er konkrete Fragen erörtert, führt 
— ob gewollt oder ungewollt, fällt gegenüber dem 
Ergebnis nicht ins Gewicht — zu Entstellungen der 
marxistischen Rechtstheorie. Das mögen nun einige Bei­
spiele zeigen.

Bekanntlich ist auch heute noch die Vertuschung des 
Klassencharakters juristischer Erscheinungen die Haupt­
form, mit der die bürgerlichen Theoretiker das Wesen 
des Rechts verfälschen. Von Formulierungen wie: das 
Recht sichere die „gemeinsamen Interessen“ der Men- *)

*) Stalin, Der' Marxismus und die Fragen der Sprachwissen­
schaft, Berlin 1951, S. 11 f.; Politische Ökonomie, Lehrbuch 
Berlin 1955, S. 10.
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